Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2809 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. April 1968 

11/1 — 68070 — 5375/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar/Finanzpolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats mit ergänzenden Bestimmungen 
für die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 22. März 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Höcherl 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
mit ergänzenden Bestimmungen für die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 und Artikel 200 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 11 Absatz 4 der Verordnung 
Nr. 130/66/EWG vom 26. Juli 1966 über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik hat der Rat 
die Identität der anderen Abgaben als Zölle mit den 
Abschöpfungen im Sinne des genannten Artikels 
festzustellen. 

Seit Erlaß der Verordnung Nr. 130/66/EWG sind 
mehrere Verordnungen über gemeinsame Marktor- 
ganisationen, die andere Abgaben als Zölle vorse- 
hen, verabschiedet worden, ohne daß in allen Fällen 
ihre Identität mit den Abschöpfungen gegenüber 
dritten Ländern festgestellt worden ist; dieser Man- 
gel muß daher behoben werden. 

i 

Nach Artikel 23 Absatz 2 der Verordnung ! 
Nr. 120/67/EWG des Rats vom 13. Juni 1967 über 
die gemeinsame Marktorganisation für Getreide *) 
kann Italien die Abschöpfungen bei der Einfuhr aus 
dritten Ländern verringern; bei Inanspruchnahme 
dieser Möglichkeit hat Italien bei der Ausfuhr nach j 
den Mitgliedstaaten Abgaben zu erheben; diese Ab- 
gaben haben somit den gleichen Zweck und die 
gleiche Funktion wie Abschöpfungen gegenüber 
dritten Ländern; der Betrag dieser Abgaben ist da- 
her in die Berechnung des ersten Teils der Beiträge 
der Mitgliedstaaten im Sinne von Artikel 1 1 der 
Verordnung Nr. 130/66/EWG einzubeziehen. 

l ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 


Aus Artikel 30 der Verordnung Nr. 359/67/EWG 2 ) 
geht hervor, daß der Rat die Anwendung der Ge- 
meinschaftsregelung für die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik auf den gemeinsamen Reis- 
markt beabsichtigt; es sind daher diesbezügliche Be- 
stimmungen zu erlassen — - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die in der Liste im Anhang zu dieser Ver- 
ordnung aufgeführten anderen Abgaben als Zölle 
wird die Identität mit den Abschöpfungen gegen- 
über dritten Ländern im Sinne von Artikel 11 der 
Verordnung Nr. 130/66/EWG festgestellt. 

Artikel 2 

Der erste Teil der Beiträge der Mitgliedstaaten im 
Sinne von Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 130/66/EWG umfaßt 90 °/o der Abgaben, die 
Italien im Zuge der Inanspruchnahme der in Arti- 
kel 23 Absatz 2 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
vorgesehenen Möglichkeit vom 1. Juli 1967 an er- 
hebt. 

Artikel 3 

Artikel 30 der Verordnung Nr. 359/67/EWG wird 
durch folgenden Absatz ergänzt: 

„Die Verordnung Nr. 25 über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik und die zu ihrer 
Durchführung ergangenen Bestimmungen werden 
mit dem Beginn der Anwendung dieser Verordnung 
auf die Märkte der in Artikel 1 Absatz 1 genannten 
Erzeugnisse angewandt." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1 2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
i vom 31. Juli 1967, S. 174/1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anhang 


Liste nach Artikel 1 

a) Zusätzlich zu den Abschöpfungen erhobene Prä- 
mien bei der Vorausfestsetzung der Abschöp- 
fungsbeträge: 

— Getreideverarbeitungserzeugnisse 

(Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG des Rats 1 ); 

— Reis Verarbeitungserzeugnisse 

(Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung Nr. 359/ 
67/EWG des Rats 2 ). 

b) Zusatzbeträge auf Mischfuttermittel, die be- 
trächtliche Mengen von Erzeugnissen enthalten, 
die nicht unter die gemeinsamen Marktorganisa- 
tionen fallen: Getreide, Reis oder Milcherzeug- 
nisse: 

— Milchmischfuttermittel 

(Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung 

Nr. 215/66/EWG des Rats 3 ) in der geänder- 
ten Fassung der Verordnung Nr. 186/67/ 
EWG 4 ) ; 

— Getreidemischfuttermittel 

(Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung 

Nr. 194/67/EWG des Rats 5 ). 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 174/1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 235 
vom 22. Dezember 1966, S. 3963/66 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 133 
vom 29. Juni 1967, S. 2789/67 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 133 
vom 29. Juni 1967, S. 2813/67 
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Begründung 


1. Nach Artikel 11 Absatz 4 der Verordnung 
Nr. 130/66/EWG über die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik hat der Rat die Identität 
der anderen Abgaben als Zölle mit den Ab- 
schöpfungen im Sinne dieses Artikels festzu- 
stellen. Die Verordnung enthält im Anhang eine 
Liste dieser Abgaben; anläßlich der Errichtung 
des Gemeinsamen Marktes für Getreide, Schwei- 
nefleisch, Eier und Geflügelfleisch hat der Rat 
eine neue Feststellung der Identität der anderen 
Abgaben als Zölle vorgenommen. Dabei wurde 
jedoch verschiedenens ausgelassen; der Rat hat 
somit bei mehreren Abgaben noch eine Identi- 
tätsfeststellung zu treffen. 

2. In Artikel 23 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
wird Italien eine gewisse Übergangszeit für die 
Einführung der gemeinsamen Getreidepreise ein- 
geräumt. Im Rahmen dieser Bestimmungen kann 
Italien im Handel mit bestimmten Erzeugnissen 
zwischen Italien und den übrigen Mitgliedstaa- 
ten ab 1. Juli 1967 Subventionen gewähren, die 
aufgrund eines Übereinkommens im Rat vom 
15. Dezember 1964, zu dessen Durchführung die 
Kommission dem Rat kürzlich eine Verordnung | 


vorgeschlagen hat *), für eine Finanzierung durch 
die Abteilung Garantie des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft in Betracht kommen. Es entspricht dem 
Geist der Gemeinschaftsfinanzierung, wenn 90°/o 
des Betrags der bei Ausfuhren nach den Mit- 
gliedstaaten erhobenen Abgaben in die Berech- 
nung des ersten Teils der Beiträge der Mitglied- 
staaten im Sinne von Artikel 11 der Verordnung 
Nr. 130/66/EWG einbezogen werden. 

3. Die finanzielle Verantwortung der Gemeinschaft 
im Reissektor gilt in der Endphase des Gemein- 
samen Marktes gleichermaßen wie während der 
Übergangszeit. Die Verordnung Nr. 359/67/EWG 
über die gemeinsame Marktorganisation für Reis 
enthält jedoch keine rechtliche Bestimmung, die 
die finanzielle Verantwortung der Gemeinschaft 
in diesem Sektor vorsieht. Hier ist daher ent- 
sprechende Abhilfe zu schaffen. 

*) Vorschlag für eine Verordnung des Rats über die 
Finanzierung der Ausgaben aufgrund der von der 
Italienischen Republik bei der Einfuhr von Futter- 
getreide getroffenen besonderen Maßnahmen durch 
den EAGFL (Schriftliches Verfahren C/270/68). 
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